
hörerkreises gehemmt werden und die Erforschung der 
objektiven Wahrheit in der Verhandlung nicht gewähr­
leistet ist2.
Durch ein schematisches Festhalten an dem generellen 
Ausschluß der Öffentlichkeit in Jugendstrafverfahren 
würden wir uns oft selbst die Möglichkeit nehmen, 
schnell und wirksam an Ort und Stelle mit Hilfe der 
Gesellschaft negative Erscheinungen zu beseitigen. So 
ist den Bechtspflegeorganen in Berlin seit langem be­
kannt. daß in einer Reihe Jugendklubs vorbestrafte 
und labile Jugendliche sowie andere Personen zeitweise 
den Ton angeben und diese Klubs häufig Ausgangs­
punkt für strafbare Handlungen Jugendlicher sind. 
Keines dieser Verfahren wurde öffentlich oder gar vor 
erweiterter Öffentlichkeit verhandelt.
Die Öffentlichkeit hätte z. B. in folgenden Verfahren 
einbezogen werden müssen, um die im Wohngebiet bei 
der Bevölkerung entstandene Unruhe zu überwinden 
und sowohl die Erwachsenen als auch die Jugendlichen 
zur aktiven Mitarbeit an der Beseitigung der schlech­
ten Zustände im Klub zu gewinnen:
Ein Jugendlicher hatte nach einem Besuch des Jugend­
klubs, wo er reichlich Alkohol getrunken hatte, erheb­
liche Sachbeschädigungen im Wohngebiet angerichtet, 
indem er mit einem aus dem Klub mitgenommenen 
Stuhlbein Türen und Fenster eines Wohnblocks ein­
schlug, um den ihn begleitenden Jugendlichen zu im­
ponieren.
Die Untersuchungen der Volkspolizei ergaben, daß der 
Klub lange Zeit ohne hauptamtlichen Heimleiter war, 
die Jugendlichen sich bis in die Morgenstunden in 
diesem Klub aufhielten, übermäßig Alkohol tranken, 
Westfernsehsendungen ansehen konnten und daß eben 
diese Gruppe Jugendlicher das Kommando führte.
Der Staatsanwalt richtete lediglich ein Untersudrungs­
verlangen an den Rat des Stadtbezirks und forderte 
umgehende Wiederherstellung der Gesetzlichkeit (Be­
seitigung der Verletzung der JugendschutzVO und der 
Preisbestimmungen über Alkoholausschank) sowie die 
Herstellung von Sicherheit und Ordnung im Klub. 
Obwohl die Reaktion des Staatsanwalts richtig war, 
war sie allein nicht geeignet, eine schnelle Veränderung 
des Zustandes an Ort und Stelle zu sichern. Der zu­
ständige Bezirksrat hat in dieser Sache fristgemäß ge­
antwortet und den in diesem Klub und in anderen 
Klubs des Stadtbezirks bestehenden Zustand bestätigt. 
Dem Rat wurde auch eine Konzeption zur Verbesse­
rung der Arbeit mit den Jugendlichen vorgelegt, aber 
im Jugendklub selbst änderte sich nicht viel. Deshalb 
wäre es hier erforderlich gewesen, die gesellschaftlichen 
Kräfte des Wohngebiets schon im Ermittlungsverfahren 
zu aktivieren und gemeinsam mit der FDJ die offene 
Diskussion unter der Jugend in Gang zu bringen. So 
aber wurde die Angelegenheit unter den verantwort­
lichen Funktionären an der Oberfläche „in Ordnung“ 
gebracht.
Diese Arbeitsweise widerspricht dem Rechtspflegeerlaß 
und dem Grundsatz des Jugendkommuniques des Polit­
büros der SED vom September 1963, daß die Probleme 
der Jugend nur mit Hilfe und unter aktiver Teilnahme 
der Jugend selbst gelöst werden können.

Die Mitwirkung von Vertretern der Kollektive
Die Gerichte sind entsprechend dem Rechtspflegeerlaß 
verpflichtet, Vertreter der Kollektive aus dem Arbeits­
und Lebensbereich des Angeklagten zur Hauptverhand­
lung zu laden. N

Im Jugendstrafverfahren ergeben sich keinerlei Be­
sonderheiten für die Mitwirkung des Vertreters des

2 Die zukünftige rechtliche Regelung sollte von der Öffentlich­
keit des Jugendstrafverfahrens ausgehen und den AusschluQ 
der Öffentlichkeit unter den allgemeinen sowie einigen speziel­
len Gesichtspunkten zulassen.

Kollektivs. Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, 
daß die bisherige Praxis der Beiordnung von Jugend­
beiständen sehr häufig darin besteht, daß einem Ver­
treter des Kollektivs die Beistandschaft übertragen 
wird. Gegen diese ungesetzliche Praxis hat sich das 
Stadtgericht von Groß-Berlin in mehreren Entscheidun­
gen gewandt und die Urteile der Vordergerichte auf­
gehoben.
In der Vorbereitung der Hauptverhandlung müssen die 
Gerichte deshalb streng darauf achten, daß die viel­
fältigen Methoden der Einbeziehung der Werktätigen 
in das Strafverfahren nicht unzulässig miteinander ver­
mischt werden und dadurch z B. das Recht des Ju­
gendlichen auf Verteidigung durch seinen Beistand ver­
letzt wird. Zum anderen verletzt eine solche Praxis das 
Prinzip der Wahrheitserforschung, wenn sich das Ge­
richt einseitig Kenntnisse über die Persönlichkeit des 
Beschuldigten, den Stand seines Bewußtseins und die 
Beweggründe der Tat verschafft und auf die kritische 
Einschätzung durch das Kollektiv verzichtet.
Im Strafverfahren gegen den Jugendlichen J. in Köpe­
nick ist ein solcher Beistand nach dem Plädoyer des 
Staatsanwalts wie ein gesellschaftlicher Ankläger auf­
getreten. Er hat die negativen Verhaltensweisen des 
Angeklagten, die in der Hauptverhandlung bisher nicht 
zur Sprache gekommen waren, weil er als Beistand in 
der Beweisaufnahme nicht als Zeuge auftreten konnte, 
in diesem Stadium des Verfahrens vorgebracht und 
sich gegen die vom Staatsanwalt beantragte bedingte 
Verurteilung ausgesprochen. Das Gericht verurteilte den 
Jugendlichen daraufhin zu einer Freiheitsstrafe.
Hätte das Gericht die Hauptverhandlung richtig vor­
bereitet und dem Kollektiv geholfen, die in diesem 
Fall geeignete Form seiner Mitwirkung festzulegen, so 
wäre dieser Bürger sicherlich als gesellschaftlicher An­
kläger beauftragt worden; das Gericht hätte aber dann 
für die ordentliche Beiordnung eines Beistandes für 
den Jugendlichen sorgen müssen.

Die Mitwirkung gesellschaftlicher Ankläger 
und Verteidiger
Unter den-Voraussetzungen des §42 Abs. 2 JGG hat 
das Gericht dem Jugendlichen einen Beistand zu be­
stellen, der nach der gesetzlichen Regelung die Rechte 
eines Verteidigers hat. Der Grundgedanke des JGG bei 
der Beiordnung des Beistandes geht davon aus, das 
Recht des Jugendlichen auf persönliche Verteidigung 
umfassend zu sichern. Andererseits ist jedoch hier eine 
Vorstufe des gesellschaftlichen Verteidigers zu er­
kennen. Viele Gerichte haben diese Beistände als Be­
treuer des Jugendlichen während der Bewährungszeit 
oder auch als Jugendhelfer für die Referate Jugend­
hilfe gewonnen, die für eine schnelle Wiedereingliede­
rung des gestrauchelten Jugendlichen in das gesell­
schaftliche Leben sorgen Der Beistand in seiner jetzi­
gen Form unterscheidet sich vom Vertreter des Kollek­
tivs dadurch, daß er im Jugendstrafprozeß Partei ist und 
aktive Funktionen ausübt, aber auch dadurch, daß er 
bisher vom Gericht beigeordnet wurde und nicht vom 
Kollektiv benannt zu werden brauchte, ja, das Kollek­
tiv in der Regel nicht einmal wußte, daß dieser Bürger 
als Beistand fungierte. Das zeigt aber auch, wie ein­
geengt die Funktion des Beistandes in der Regel aus­
geübt wurde.
Aus dieser Überlegung ergibt sich nach unserer Auf­
fassung die Möglichkeit, daß der gesellschaftliche Ver­
teidiger zugleich als Beistand im Jugendstrafverfahren 
fungieren kann, und zwar dann, wenn der Beistand 
von einem Kollektiv beauftragt ist, sowohl die persön­
liche Verteidigung des Jugendlichen als auch die Inter­
essenvertretung des Kollektivs wahrzunehmen.
Der gesellschaftliche Ankläger dagegen muß auch den 
Jugendlichen belastende, negative Momente aufzeigen
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